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Stadt Uetersen: Bebauungsplan Nr. 121 für das Gebiet „nördl. der Wohnbebauung 
am Esinger Steinweg, westl Ossenpadd, östl. Alsenstraße und südl. Birkenallee“  
Hier: Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 / § 3 BauGB / 
Stellungnahme des BUND-Landesverband SH 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir vom BUND SH bedanken uns für die Gelegenheit zu dem vorgenannten Verfahren 
Stellung zu beziehen. 

Begründung 

1.3 Verfahren und Verfahrensart 

Auch wenn im Verfahren zu § 13 a BauGB aufgrund der Gebietsgröße keine 
Umweltprüfung erforderlich ist, sind die Umweltbelange für die Schutzgüter Natur, 
Klimaschutz, Boden, Grundwasser, Luft, gesundheitliche Auswirkungen oder 
Entwässerung zu überprüfen. 

4.3.4 Ver- und Entsorgung 

Das noch zu erstellende wasserwirtschaftliche Konzept sollte neben den 
Anforderungen des A-RW 1 auch die Aussagen aus dem aktualisierten 
Landeswassergesetzes, am 01.01.2025 in Kraft getreten, abbilden. Das aktuelle LWG 
trifft u.a. Regelungen zur Klimaanpassung. 

Angesichts des Klimawandels und den aktuellen Wassermanagementproblemen in 
der Marsch sollte das wasserwirtschaftliche Konzept Sicherheitszuschläge 
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enthalten. Die klimatischen Veränderungen werden sich auch auf die Höhe der 
Niederschläge auswirken. Wir haben mit veränderten Niederschlagsereignissen, u.a. 
auch mit punktuell stärkeren Niederschlägen zu tun. Daher befürchten wir, dass die 
bisher angewendeten Berechnungsgrundlagen nicht ausreichend sind. Kommunen 
können aber aus Vorsorgegründen die anzusetzenden Regenspenden um einen 
Zuschlag erhöhen. Auch für die Bemessung der Grundstücksentwässerung sollten 
die Werte aus der DIN 1986-100 aus Gründen der Sicherheit an der oberen 
Bereichsgrenze des Rasterfeldes gewählt werden.  

In dem WWK sollten die Darstellungen aus der Starkregenkarten mit den z.T. 
erheblichen Überflutungstiefen im Plangebiet mit betrachtet werden: 

Dachbegrünung 

Die Planung sollte für die Gebäude eine Dachbegrünung vorsehen. Die Begrünung 
von Dachflächen ist eine effektive und anwendbare Maßnahme zur Reduzierung der 
Abflussspitzen. Neben der Aufnahme und Zwischenspeicherung von Wasser haben 
Dachbegrünungen weitere positive Effekte. Hierzu gehört die Schaffung von 
Lebensräumen für Kleintiere und Pflanzen, die Bindung von Stäuben und 
Schadstoffen sowie die Verdunstung von Wasser. Insgesamt tragen 
Dachbegrünungen damit zu einer Verbesserung des Stadtklimas bei. Für 
Dachbegrünungen sollte eine Aufbaustärke von 13 cm nicht unterschritten werden, 
um die vorgenannten Effekte zu erzielen. 

In Zisternen gespeichertes Regenwasser kann für die Bewässerung von Gründächern 
und Außenanlagen genutzt werden. Das ist ökologisch sinnvoll und spart nebenbei 
noch Kosten für das kostbare Trinkwasser. 

 
Abb. 1 Hinweiskarte Starkregengefahren Extremes Ereignis 



 

Wandbegrünung 

Aufgrund der Klimaveränderungen und Hitzeperioden sollten für die Freiflächen 
Schattenbereiche geschaffen werden. In windgeschützten Bereichen, Innenhöfen und 
über größeren befestigten Außenflächen des Siedlungsbereiches erreicht die PET 
(Physiologisch Äquivalente Temperatur) bei Hitzetage schnell kritische Werte. Gerade 
Kinder, Schwangere und ältere Personen sind gefährdet. Bepflanzte Pergolen bieten 
Schatten und kühlen durch Verdunstung. 

Wandbegrünungen haben für Gebäude klimatischen Effekt Während sie die 
Innenräume im Sommer kühlen, kann im Winter ohne Laub die Sonne die Außenhaut 
wärmen und somit ausgleichend wirken. Ferner binden begrünte Wände Stäube, sind 
Lebensraum und tragen so zur Artenvielfalt bei. 

Auch die Fläche für Spielgeräte sollte zur kühlenden Wirkung an heißen 
Sommertagen im oder mit Baumschatten geplant werden. Studien belegen, dass es 
sich im Schatten eines Baumes 10 bis 15 Grad kühler anfühlt.  

 

 

Hinweis 

Die Aussagen zu diesem Kapitel sind widersprüchlich. Einerseits heißt es, dass 
Entwässerung über das Regenwasserkanalsystem erfolgen kann, andererseits soll 
das Regenwasser auf dem Grundstück versickern. Für den Fall, dass das Plangebiet 
doch an das Kanalsystem angeschlossen wird, ist mit einem Überflutungsnachweis 
sicherzustellen, dass es auf dem Plangebiet nicht zu einer unkontrollierten 
Überflutung kommen kann. 



 

4.4 Natur und Landschaft 

Der Landschaftsplan der Stadt Uetersen sagt aus, dass für das Plangebiet ein 
Grünanteil von 40 % vorgesehen ist. Diese Aussage ist bei der Planung zu 
berücksichtigen. Es sollte beachtet werden, dass die Pflanzvorschläge keine giftigen 
Gehölze vorsehen.  

Zum Schutz der bestehenden Gehölze sind die Bestimmungen der DIN 18920, der R 
SBB und der ZTV-Baumpflege zu beachten. Zum Wurzel- und Baumschutz sind 
ausreichend Abstände zur Bebauungsgrenze vorzusehen. Oft werden zu geringe 
Abstände gewählt, die dann ein baumschützendes Bauen der Gebäude nicht 
zulassen. 

Vogelschlag an Glas ist eine der maßgeblichen, durch menschliches Handeln 
verursachten Todesursachen für Vögel. Verschiedene Schätzungen, etwa der 
Landesarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten, gehen davon aus, dass in 
Deutschland jährlich 100 bis 115 Millionen Vögel, also etwa fünf bis zehn Prozent der 
Gesamtpopulation, durch Vogelschlag an Glas ums Leben kommen. 

Die Verwendung von Glasflächen kann deshalb bei Handlungen mit 
Grundflächenbezug einen Eingriff im Sinne von § 14 Absatz 1 BNatSchG darstellen. 
Als solcher unterliegen auch Glasflächen dem Vermeidungsgebot nach § 15 Absatz 1 
Satz 1 BNatSchG.  

Des Weiteren können durch Glas die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach § 
44 Absatz 1 BNatSchG verwirklicht sein, insbesondere das Tötungsverbot nach Nr. 1. 
Im Zuge der Aufstellung von Bebauungsplänen werden regelmäßig die 
Bestimmungen des § 44 Absatz 5 BNatSchG von Relevanz sein. Danach liegt das 
Tötungsverbot nicht vor, sofern es zu keiner signifikanten Erhöhung des 
Tötungsrisikos kommt und diese Tötungen durch gebotene, fachlich anerkannte 
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden können.  

Demnach müssen zum Schutz der Vögel und zur Förderung der Artenvielfalt 
Maßnahmen ergriffen werden, um den Vogelschlag zu verhindern oder zumindest zu 
minimieren.1 Besonders wichtig ist es, die vorgeschlagenen Glaswände an den 
Balkonen unbedingt mit Vogelschlag-gesichertem Glas auszuführen! Es gibt bereits 
Fenster mit dezenten Punkt- oder Strichmarkierungen, durch die Vogelschlag stark 
reduziert werden kann. 

 
1  Vogelschlag an Glasflächen, Bayerisches Landesamt für Umwelt, www.lfu.bayern.de/buerger.  
2 Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten, Berichte zum Vogelschutz 2017, 63,66.  
3 Vogelschlag an Glas, Landesverband Baden-Württemberg e. V., http://lnv-bw.de/vogelschlag-an-
glas/.  
4 Vogelschlag an Glas – Das Problem und was Sie dagegen tun können, BUND Nordrhein-Westfalen e. 
V., www.vogelsicherheit-an-glas.de, siehe zusätzlich Schweizerische Vogelschutzwarte.  
5 Vogelschlag an Glasflächen, Bayerisches Landesamt für Umwelt, www.lfu.bayern.de/buerger.   



 

Die Festsetzungen sollten daher einen Passus enthalten, der den Vogelschlag 
verhindern oder zumindest minimieren kann.  

Eine beispielhafte Festsetzung aus einem Bebauungsplan der Stadt Wedel: 

Spiegelnde Fassadenelemente, transparente Windschutzelemente, frei-stehende 
Glaswände, transparente Brüstungen und Durchgänge sowie Scheiben mit stark 
reflektierender Beschichtung (> 30 % Außenreflexionsgrad) sind unzulässig. Verglaste 
Gebäudeecken sowie zusammenhängende Glasflächen ab einer Größe von 6 m² sind 
durch geeignete Maßnahmen (wie zum Bei-spiel Aufbringung wirksamer Markierungen, 
Verwendung transluzenter Gläser und Verwendung von Glasflächen mit einem 
niedrigem Lichtreflexionsgrad) erkennbar für das Vogelauge zu strukturieren bzw. als 
Hindernis sichtbar zu machen.  

 

Die Bäume sind noch zu kartieren. Bei einem Wegfall sind Ersatzmaßnahmen 
festzusetzen, dafür sollten gebietsheimische und standortgerechte Bäume 
festgesetzt werden. Für die Förderung der Biodiversität sollten die Baumscheiben mit 
regionalen, standortgerechten Saat- oder Pflanzengut (regiozertifiziert) begrünt 
werden. Bei der Auswahl von Blühpflanzen sollten einfache Blütenformen gewählt 
werden, gefüllte Blüten sind für Bienen nicht nutzbar. 

Abgrenzungen der Grundstücke sollten mit Hecken aus gebietsheimischen, 
standortgerechten Laubgehölzen ausgeführt werden. Kein Kirschlorbeer oder 
ähnliche Neophyten. 

§ 44 BNatSchG beinhaltet den Schutz der wildlebenden Arten. Das 
Artenschutzgutachten sollte Maßnahmen enthalten, die den Schutz der vorhandenen 
Arten, auch der Hautflügler beinhalten.  

Zur Förderung der Artenvielfalt sollten geeignete Nistkästen auf dem Gelände 
angebracht werden. Diese können mit einem pädagogischen Ansatz auch zu einem 
besseren Verständnis der Schülerschaft für die Natur führen. 

Weitere Maßnahmen können nach der Methode Animal-Aided-Design entwickelt 
werden2. 

Zum Schutz der Insekten und Fledermäuse sollte eine entsprechende Festsetzung 
formuliert werden. 

Ein Formulierungsvorschlag lautet: 

− Zum Schutz von Tieren und Pflanzen vor den Auswirkungen von 
Beleuchtungen sind neu zu errichtende Beleuchtungen an Straßen und Wegen 
– ebenso wie Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke und 
beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlagen – technisch und konstruktiv 

 
2 https://animal-aided-design.de/publikationen/  

https://animal-aided-design.de/publikationen/


 

so zu gestalten und mit Leuchtmitteln auszustatten, dass Tiere und Pflanzen 
vor Lichtimmissionen umfassend geschützt werden. Zurzeit sind LED-Lampen 
(< 2.700K) oder das gelbe monochromatische Lichtspektrum einer 
Natriumniederdrucklampe (LS-, NA- oder SOX-Lampe, Farbtemperatur 1800 K 
am wenigsten insektenschädlich und sehr effizient. Die Beleuchtung sollte 
staubdicht und zu den Grün/Außenflächen hin abgeschirmt werden, so dass 
eine direkte Lichteinwirkung auf diese Flächen vermieden wird. 

Der Umweltbericht sollte folgende Aspekte thematisieren: 

EU-Richtlinie NRL  

Die Inhalte der EU-Richtlinie Nature Restauration Law (NRL) haben auch 
Auswirkungen auf die städtebauliche Planung. Aus Sicht des Bundesamtes für Natur 
(BfN) ist die EU-Verordnung über die Wiederherstellung der Natur ein sehr wichtiges 
Instrument, um dem aktuellen Biodiversitätsverlust entgegenzutreten, unsere 
Ökosysteme widerstandsfähiger zu machen und den natürlichen Klimaschutz zu 
stärken. Die Vorgaben sind zu beachten. 

Klimaschutz 

Die Begründung für Klimaschutzmaßnahmen ergeben sich aus § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB 
(Förderung Klimaschutz/-anpassung). 

Uns ist bewusst, dass Kommunen im Spannungsfeld zwischen den gesetzlichen 
Vorgaben, den Anforderungen an den Klimaschutz und der Haushaltslage stehen. 
Dennoch sollte gerade eine Kommune ihre Vorbildfunktion wahrnehmen. Der 
Klimafußabdruck von Baumaterialien sollte daher auch für den Hoch- und Tiefbau 
einen höheren Stellenwert erhalten. Der Einsatz von natürlichen und nachhaltigen 
Baustoffen ist ein Beitrag zur Einhaltung der notwendigen Klimaziele.  

Ein Neubau muss auch unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit beurteilt werden, dabei 
sind die drei Phasen Bau, Betrieb und Rückbau zu berücksichtigen. Dem 
Umweltbundesamt zufolge gehört der Bausektor zu den ressourcenintensivsten 
Wirtschaftssektoren. Vor diesem Hintergrund ist eine ressourcenschonende und auf 
Nachhaltigkeit ausgerichtete Kreislaufwirtschaft und damit die Minimierung von Bau- 
und Abbruchmaterialien essenziell. Wir verweisen hier auf die Klimarelevanz von 
Baustoffen: 

Die heute im Hochbau verwendeten Baustoffe tragen deutlich zu den 
Treibhausgasemissionen bei. Die graue Energie hat dabei einen hohen Anteil des 
Energieverbrauchs im Lebenszyklus eines Gebäudes. Für die Transformation der 
Energiesystems soll bis zum Jahr 2030 insgesamt 20 Prozent und bis 2050 rund 50 
Prozent weniger Primärenergie verbraucht werden als noch im Jahr 2008. Dabei lag 
der Energieaufwand, der über den gesamten Lebenszyklus der eingesetzten 
Materialien benötigt wird, im Jahr 2020 z.T. bis zu 80 % der aufgewendeten 



 

Primärenergie. Fatal ist aus unserer Sicht, dass das Gebäude Energie Gesetz (GEG) 
und die KfW-Förderung jedoch nur die Nutzungsphase adressieren. Der für den 
Klimaschutz wichtigste Teil, die Betrachtung der eingesetzten Baustoffe, wird so 
ignoriert. Durch klimaschonendes Bauen – im Beispiel Holzrahmenbau – lassen sich 
die grauen Emissionen um 45 % vermindern. Wird berücksichtigt, dass im verbauten 
Holz CO2 eingelagert wird, dann liegt die Minderung sogar bei 83 %. Der 
Rohstoffverbrauch lässt sich um 50 % mindern. Angesichts der Klimafolgen dürfen 
die Mehrkosten kein Argument mehr sein, sie liegen im unteren einstelligen 
Prozentbereich“.3 

Grundsätzlich gilt für den Einsatz von Baustoffen: 

− Je höher der benötigte Anteil an grauer Energie ist, umso schädlicher ist das 
Material für die Umwelt und das Klima. 

− Beton mit oder ohne Stahlarmierung ist um ein Vielfaches schädlicher für das 
Klima als zum Beispiel Kalksandsteine oder Holz. Beton besteht zu großen 
Teilen aus Zement, dessen Produktion in doppelter Hinsicht hochgradig 
treibhausgasrelevant ist: Bei der Zementherstellung aus Kalkstein entweichen 
große Mengen CO2 und der Herstellungsprozess ist aufgrund der benötigten 
hohen Temperaturen sehr energieaufwendig. Global ist die Betonproduktion 
für fast 10% der Treibhausgasemissionen verantwortlich. Sie wird laut 
Prognosen aufgrund der Bevölkerungsentwicklung, der Urbanisierung und dem 
zunehmenden Infrastruktur-Aufbau bis 2050 noch um 12 – 23 % im Vergleich 
zu 2014 steigen4. 

− Sowohl bei der Stahl- als auch bei der Zementherstellung werden auch andere 
Treibhausgase wie Methan und Lachgas emittiert, die noch klimaschädlicher 
sind als CO2.  

− Die Verpressung von CO2 in den Untergrund (CCS) als Ausweg für die 
Klimafolgenbilanz ist keine Lösung. Sie ist nicht beherrschbar und sehr 
kostenintensiv. Der Einsatz der CCS-Technik5 erhöht den Verbrauch der 
begrenzt verfügbaren fossilen Rohstoffe um bis zu 40 Prozent. 

Hinweise 

Photovoltaik – regenerative Energie 

Ende Januar diesen Jahres hat der Landtag Schleswig-Holstein die Novellierung des 
Energiewende- und Klimaschutzgesetzes (EWKG) beschlossen. Bei dem Neubau von 
Wohngebäuden, bei größeren Dachrenovierungen von Nichtwohngebäuden sind 
künftig PV-Anlagen vorgeschrieben. Es gibt PV-Wandelemente, die von klassischen 

 
3 https://bauwende.de/factsheetgraueenergie/ 
4 https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Klimaschutz_in_der_Beton-_und_Zementindustrie_WEB.pdf 
5 https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/gewaesser/grundwasser/nutzung-belastungen/carbon-capture-
storage#grundlegende-informationen 



 

Wandpaneelen optisch nicht mehr zu unterscheiden sind. Sie können neben Dach-PV 
die energetische Versorgung der Gebäude unterstützen. 

Damit die PV-Anlage effizient laufen kann, sollte bei der Planung der Gebäudestellung 
und von neuen Gehölzstandorten darauf geachtet werden, dass die Module nicht 
beschattet werden. 

Es wäre zu prüfen, inwieweit durch Bauteilaktivierung und Nutzung des Erdreiches 
unter den Gebäuden bzw. den Sportplätzen/ dem Schulhof die Gebäude 
energiesparender klimatisiert werden könnten (Erdwärme, aber auch Kühlung und 
Speicherung von Solarwärme). 

 

Wir bitten höflich um die Zusendung des Abwägungsergebnisses. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

  

 

Marina Quoirin-Nebel 

f. d. BUND SH 


